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Beitrag auf 15°/» des Dienstcinkommcnserhöht werden müssen, welcher auch für die eigenen Beamten
an den Pcnstonsetat abgeführt wird. Der Verein hat sich nicht nur zur Zahlung des Beitrages
von 10°/<> beziehungsweise15°/» des Dicnsteinkommensbereit erklärt, sondern auch der Proviuzial-
verwaltung eine Mitwirkung bei der Pensionirung der in Frage kommenden Lehrpersoncneingeräumt.
Die Pensionirung und Pensionsberechnung würde vollständig nach Maßgabe des Reglements,
betreffend die Pensionirung der Provinzialbeamten der Rheinprouinz, die Berechnungund Zahlung
von Wittwen- und Waisengeld nach Maßgabe des Reglements, betreffend die Fürsorge für die
Wittwen und Waisen der Provinzialbeamten der Rheinprovinz, zu erfolgen haben.

Der Provinzialausschuß beehrt sich demgemäß zu beantragen:
„1. Der Provinziallandtag wolle dem Verein zur Erziehung und Pflege katholischer

idiotcr Personen beiderlei Geschlechts aus der Rhcinprovinz für das an der Idioten-
Erziehungsanstalt in Essen-Huttrop angestellteLehrpersonal das Recht auf den Bezug
von Pensionen und Wittwen- und Waiscngeld aus dem Pensions-Etat der Rheinischen
Provinzialverwaltung einräumen und

2. den Provinzialausschuß ermächtigen, die dicscrhalb erforderlichenVereinbarungen mit
dem Verein zu treffen."

Düsseldorf, den 29. November 1898,

Der Provinzialausschuß:

Ianßen, Dr. Klein,
Vorsitzender. Landeshauptmann.

Anlage 29.

Bericht und Anträge
des Provinzialausschusses,

betreffend

einige Aeuderuugeu des Statuts über die Errichtung einer Wittweu- und Waisen¬
versorgungsanstalt für die Kommunalbeamten der Rheiuproviuz.

Das Statut der Wittwen» und Waisenversorgungsanstalt für die Kommunalbeamtender
Rhcinprovinz ist in denjenigen Bestimmungen, welche die Gewährung von Wittwen- und Waisen¬
geld behandeln, den Vorschriften über die Fürsorge für die Wittwen und Waisen der Staats¬
beamten nachgebildet. Nachdem diese Vorschriften durch das Gesetz vom 1. Juni 189? einige
Aenderungen im Sinne einer Erhöhung des Wittwen- und Waisengeldes erfahren haben, erscheint
es angezeigt, diese Verbesserungenauch den Wittwen und Waisen der Kommunalbeamtenzuzuwenden.
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In diesem Gesetze ist zunächsteine Erhöhung des Witwengeldes von 33'/g"/» auf 40«/»
der Pension des Beamten vorgesehenund dementsprechend eine Erhöhung des Waisengeldesherbei¬
geführt worden. Der Mindestbetrag des Wittwengeldes ist uon 160 Mark auf 216 Mark erhöht,
während der Hüchstbctrag von bisher 1600 Mark bis zu 2000 Mark bezw. 2500 Mark und
3000 Mark hinaufgeschobenworden ist.

Als Höchstbetragdes aus der Wittwen- und Waisenuersorgungsanstaltfür die Kommunal¬
beamten der Rheinprovinz zu gewährenden Witwengeldes wird der Satz von 2500 Mark in
Nurfchlag gebracht. Im Uebrigen wird wegen der Aenderungen einzelner Bestimmungen des
Statuts auf die beigegebencBegründung Bezug genommen.

Eine Erhebung über die finanzielle Tragweite der vorgeschlagenenErhöhung des Wittwen,
und Waisengeldes hat ergeben, daß an die im Rechnungsjahre1897/98 hinzugekommcnen achtzehn
Familien (Wittwen und Waisen) jährlich 2492 Mark 60 Pfg. mehr an Wittwen- »lud Waisengeldern
zu zahlen sind.

Da das Gesetz vom 1. Juni 189? für die uumittclbaren Staatsbeamten schon am
1. April 189? in Kraft getreten ist, so glaubte der Prouinzialausschuß, die durch das Gesetz
geschaffenen Verbesserungenauch auf diejenigen Hinterbliebenen von Kommunalbeamtenausdehnen
zu müssen, welche nach dem 1. April 1897 in den Bezug von Wittwen- und Waifengeldern
gekommen sind. Er hat daher die Uebertragung dieser Bestimmungen auf das vorliegendeStatut
unter dem Vorbehalte der Genehmigung durch den Provinziallandtag in der Sitzung vom 15./16.
Juni 1897 beschlossen.

Der Proviuzialausschuh beehrt sich demgemäß zu beantragen:
„Der Provinziallandtag wolle
1. die zu der Ueberfchrift und zu den §§ 1, 2, 3, 7, 11, 14, 15, 17, 19, 23,

24 und 25 des Statuts über die Errichtung einer Wittwen- und Waifen-
versorgungsllnstalt für die Kommunalbeamten der Nheinprovinz vorgeschlagenen
Abänderungen beschließen,

2. zu den vorläufig getroffenenFestfetzungendes Wittwen- und Waifengcldes für die
Hinterbliebenenvon Kommunalbeamtennach den Bestimmungendieses neuen Statuts
seit dem 1. April 189? die Zustimmung ertheilen."

Düsseldorf, den 9. August 1898.

Der Provinzialcmsschuß:

Ianhen, Dr. Klein,
Vorsitzender. Landeshauptmaim.
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Aenderung
des

Statut
über

die Errichtung einer
Wittwen- und Waisenversorgungsanstalt

für die

Kommunalbeamtender Kheinpromnz.

Bisherige Bestim mungen.

I. Sitz und Bestimmungder Verforgungscinstalt.

Zum Zwecke der Gewährung von Witt¬
wen- und Waisengeldcrn an die Hinter¬
bliebenen der pensionsbcrechtigten Beamten
der Kreise, Stadt- und Landgemeinden der
Rhein Provinz wird eine Wittwen- und
Waisenversorgungsanstalt für dieKom-
munalbeamten der Rheinprovinz mit
dem Sitze in Düsseldorf errichtet.

Dieselbe hat die Rechte einer juristischen
Pcrsou und wird von den Organen des Prouinzial-
uerbandcs nach Maßgabe der Bestimmungender
Prouinzialordnung unentgeltlich verwaltet. Die
Vertretung der Anstalt nach außen und vor Ge¬
richt erfolgt durch den Landcsdircktor.

8 2.
Der Beitritt eines Kommunalverbandesmuß

in der Regel für alle diejenigen Beamten
erfolgen, an welche er bei ihrem Eintritt
in den Ruhestaud eine lebenslängliche
Pension zu zahlen verpflichtet sein würde,
ohne Unterschied,ob dieselben verhcirathct oder
unvcrhcirathet sind, mit Ausnahme der Lehrer
und Lehrerinnenan den öffentlichenVolksschulen,
welche von dem Beitritte ausgeschlossensind.

Ferner werden diejenigen zur Zeit des
Beitritts des betreffenden Kommunalver-

Statut
der

Wittwen- und Waisenversorgungsanstalt
für die

Kommunalbeamtender Ahrinprovinz.

Neu e B estimmu ngen.

I. Sitz nnd Bestimmungder Versorgungsanstalt.
8 l.

Die Wittwen- nnd Waisenversorgungs¬
anstalt für die Kommunalbeamten der
Rheinprovinz bezweckt die Gewährung
von Wittwen- und Waisengeldcrn an die
Hinterbliebenen der pensionsbcrechtigten
Beamten der Kreise, Stadt- und Land«
gemeinden der Rheinprouinz.

Die Anstalt hat die Rechte einer juristischen
Person und wird von den Organen des Provin-
zialverbandes nach Maßgabe der Bestimmungen
der Prouinzialordnung unentgeltlichverwaltet.
Die Vertretung der Anstalt nach cmßcu und vor
Gericht erfolgt durch den Landeshauptmann.

Sie hat ihren Sitz in Düsseldorf.

8 2.
Mitglieder der Anstalt sind die Kommu-

nalverbändc, nicht die einzelnen Beamten,
Der Beitritt eines Kommunalverbandesmuß

für alle zur Zeit des Beitritts angestellten
und später noch anzustellenden Beamten
erfolgen, welche mit dem Rechte auf ein
lebenslängliches Ruhegehalt oder mit der
Aussicht auf die Erlangung eines solchen
Rechtes nach Ablauf eines gewissen Zeit¬
raumes angestellt sind, ohne Unterschied,ob
sie verhcirathetoder unverheirathetsind-
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Begrü ndung,

su § 1. Bei der praktischen Anwendungdes Statuts hat sich schon längst das Bedürfnis herausgestellt,
alle diejenigenBestimmungenauszuscheiden, welche für die Eröffnung der Anstalt und als Ueber,
gangsbcstimmungcnAufnahmegefundenhatten. Durch die vorgeschlagenenredaktionellenAende¬
rungen werden erworbeneRechtenicht berührt,

s« 8 2. Die Abänderung des 8 2 ist erfolgt, weil die jetzige Fassungdieses Paragraphen zu mißver¬
ständlichen AuslegungenVeranlassunggebotenhat. Beispielsweisehat der Ausdruck„in der Regel"
im eisten Satze dieses Paragraphen häufig die Ansichtaufkommenlassen, daß der Beitritt eines
Kommunalverbandesin Bezug auf einzelne pensionsberechtigte BeamteAusnahmengestattet,während
nach Maßgabe der Begründung des Statuts dieser Ausdrucknur die Bedeutung haben sollte, daß
solche pensionsberechtigteBeamte, welche bei Erlaß des Statuts der Anstalt nicht beitreten
wollten,hierzu nicht gezwungenwerden sollten. Ebenso stellen die übrigen Aenderungennur eine
klarere und bestimmtereFassung der einzelnenBestimmungendar.

Neu ist der Zusatz, daß ein Zwang zum Beitritt für die an den mittleren und höheren
öffentlichen Schulen angestelltenkatholischenGeistlichennicht bestehen soll. In der Praxis ist ein
solcher Zwang niemals ausgeübt worden.

:>.,
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Bisherige Bestimmungen.
bandes bereits angestellten Beamten des¬
selben ausgeschlossen, welchesich nicht be¬
reit erklärt haben, die ihnen aufzulegenden
Wittwen- und Wcnsenkassenbeiträge zu
zahlen. (§ 3, Abs. 2.)

Diese Beamten können später nur noch
binnen Jahresfrist nach dem Beitritt des
betreffenden Kommunalu crbandes mit Zu¬
stimmung des Provinzialausschusses unter
der Bedingung zugelassen werden, daß die
Beiträge für dieselben von jenem Zeitpunkt
an nachgezahlt werden, und daß auf Er¬
fordern des Landesdirektors ihre Gesund¬
heit durch ein Attest des zuständigen Kreis-
phusikus nachgewiesen wird. Diejenigen
Beamten, welche bei Eröffnung der Ver¬
sorgungsanstalt schon in den Ruhestand ge¬
treten sind, werden von der Betheiligung
ausgeschlossen. Ebenso sind diejenigen Be¬
amten, welche bei ihrer späteren Anstellung
bereits das 50. Lebensjahr überschritten
haben, zum Beitritt nicht berechtigt.

II. Wittwen-und Waisenkassenbeittiigt.
8 3.

Der Kommunalverbandist verpflichtet, für jeden
Beamten,hinsichtlich dessen der Veitritt zur Ver-
sorgungsanstalterfolgt ist, einen Wittwen- und
Wllisenkassenbeitragvon 5°/u des pensionsberech¬
tigtenDiensteinkommensdes Beamtenund nach
crfolgterPensionirung desselben5 °/u der Pension
an die Versorgungsanstalt zu zahlen und zwar
auch für die Zeit, in welcher nach dem Tode des

Neue Bestimmungen.
Ausgenommen von dieser Bestimmung

bezw. dem Bcitrittc sind Beamte, welchen
erst nach dem Eintritt des Verbandes das
Recht auf ciu lebenslängliches Ruhegehalt
oder die Aussicht auf die Erlangung eines
solchen Rechtes nach Ablauf eines gewissen
Zeitraumes verliehen wird, wenn sie zur
Zeit dieserVerleihung bereits das füufzigste
Lcbcusjahr überschritten haben.

Eine Verpflichtung der Kommunaluer-
bände zum Beitritt für Lehrer und Lehrer¬
innen an den öffentlichen Volksschulen
sowie für die an den mittleren und höheren
öffentlichen Schulen angestellten katholischenGeist¬
lichenbesteht nicht; ebensowenig für die¬
jenigen zur Zeit des Veitrittes des be¬
treffend enKommunalverband es bereits an«
gestellten Beamten, welchesich nicht bereit
erklärt haben, die ihnen auszulegenden
Wittwen- und Waisenkassenbeiträge zu
zahlen. (§ 3, Abs. 2.) Eine Zulassung der
Kommunalverbände für diese Beamten kann
später nur noch binnen Jahresfrist nach
dem Beitritt des Verbandes mit Zustim¬
mung des Provinzialausschusses erfolgen,
wenn auf Erfordern des Landeshauptmanns
die Gesundheit dieser Beamten durch ein
Attest des zuständigen Kreisphysikus nach¬
gewiesen wird.

Beamte, welcheschon in den Ruhestand
getreten sind, werden von der Betheili¬
gung ausgeschlossen.

II, Wittwen-nnd Waisentassenbeittiige.
s 3.

Der Kommunlllverbandist verpflichtet, für jeden
Beamten,hinsichtlich dessen der Beitritt zur Ver¬
sorgungsanstalterfolgtist, einen Wittwen-und
Waisenkassenbeitragvon 5°/° des pensionsberech¬
tigten Diensteinkommensdes Beamtenund nach
erfolgterPensionirung desselben5 °/° der Pension
an die Versorgungsanstaltzu zahlenund zwar
auch für die Zeit, in welcher nach dem Tode des
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Begründung.

6" 8 3. Der letzte Absatz ist fortgefallen, weil die im 8 ? ausgesprochene Erhöhung es nicht mehr
gestattet,Einkommenüber einen gewissen Höchstbctragdes Iahresgehaltsfreizulassen.

',i'
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Bis herige Bestimmungen.

Beamten den Hinterbliebenen dessen Dienstein¬
kommenoder Pension fortzugewährenist (Gnaden-
quartal, Gnadenmonat).

Dem Kommunalverbandbleibt es überlassen,
die Wittwen- und Waisengeldbeiträgetheilweise,
jedoch höchstens bis zu 2'/«°/° von den Bezügen
des Beamten bezw. seiner Hinterbliebenen(vergl
Schluß des Abs. 1) in Abzugzu bringen.

Von dem die Iahressumme von 9000
Mark des pensionsfähigen Diensteinkom-
mens und von 5000 Mark der Pension
übersteigendenBetrage sind keineWittwen-
und Waisengeldbeiträge zu entrichten.

§4.
Die Wittwen»und Waisenkassenbeitriigesind

für jedes Quartal bis spätestensden 15. des ersten
Monats desselben von den beigetretenen Kommunal¬
verbänden für ihre betheiligtenBeamten portofrei
an die Landesbankder Nheinprovinzabzuführen.
Wird die Zahlung über diesen Zeitpunktverzögert,
so sind 5°/« Verzugszinsenvon Beginn des Quar¬
tals bis zum Zahlungstage zu entrichten.

8 5.
Die Verpflichtungzur Zahlung der Wittwen-

und Waisenkassenbeitriigeerlischtfür die der Ver-
sorgungsanstaltbeigctretenenKommunalverbände:

1. mit dem Tode des Beamten, vorbehaltlich
der im 8 3, Absatz 1 getroffenen Be¬
stimmung ;

2. mit dem Ablauf des Monats, in welchem
ein Beamter ohne Pension aus dem Dienste
scheidet oder mit Bewilligungeines Theiles
derselben oder unter Bewilligung einer
Pension auf bestimmte Zeit aus dem
Dienste entlassenwird;

3. hinsichtlich desjenigen Beamten, welcher
weder verheirathet ist, noch unverheirathete
ehelicheoder durch nachfolgendeEhe legi-
timirte Kinder unter 18 Jahren besitzt,
mit dem Zeitpunkt der Versetzungin den
Ruhestand;

Neue Best immungen.

Beamten den Hinterbliebenen dessen Dienstein¬
kommen oder Penston fortzugewährenist (Gnaden¬
quartal, Gnlldenmonat).

Dem Kommunalverbandbleibt es überlassen,
die Wittwen- und Waisengeldbeiträgetheilweise,
jedoch höchstens bis zu 2'/«°/° von den Bezügen
des Beamten bezw. seiner Hinterbliebenen(vergl,
Schluß des Abs, 1) in Abzug zu bringen.

Begründung.

8 4.
Unverändert.

s 5.
Unverändert.



430 41. RheinischerProvinziallandtag. Nr. 29.

Bisherige Bestimmunge n.

4. hinsichtlich eines pensionirtenBeamten mit
Ablauf desjenigenMonats, in welchem die
unter 3 bezeichnete Voraussetzungeintritt.

Durch eine nach der Pensionirung geschlossene
Ehe oder durch das Vorhandenseinvon Kindern
aus einer solchen wird das Aufhören der Ver¬
pflichtungnicht gehindert.

Neue Bestimmungen.

III. Wittwen-und Waisengeld.

§6.
Die Wittwe und die Hinterbliebenenehelichen

oder durch nachfolgendeEhe legitimirten Kinder
eines Beamten, für welchen zur Zeit seines Todes
ein Kommunalverbandder Rheinprovinzzur Zah¬
lung von Wittwen- und Waisenkassenbeiträgen
an die Versorgungsanstaltverpflichtetgewesen ist,
haben einen Anspruchauf Wittwen- und Waisen¬
geld nach Maßgabe der folgendenBestimmungen,

8 ?.
Das Wittwengeld besteht in dem dritten

Theil derjenigenPension, zu welcherder Ver¬
storbenegesetzlichberechtigtist oder berechtigtge¬
wesen sein würde, wenn er am Todestag in den
Ruhestand versetzt worden wäre. Das Wittwen¬
geld soll jedoch vorbehaltlichder im § 9 angeord»
neten Beschränkung mindestens160 Mark betragen
und 1600 Mark nicht überschreiten.

8 8.
Das Waisengeldbetragt:
«,) für Kinder, deren Mutter lebt und zur

Zeit des Todes des Beamten zum Bezug
von Wittwengeldberechtigtwar, ein Fünftel
des Wittwengeldesfür jedes Kind;

I>) für Kinder, deren Mutter nicht mehr lebt
oder zur Zeit des Todes des Beamten
zum Bezugvon Wittwengeldnicht berechtigt
war, ein Drittel des Wittwengeldes für
jedes Kind.

8 9.
Wittwen- und Waifengeld dürfen weder ein¬

zeln noch zusammen den Betrag der Pension

III. Wittwen« und Waisengeld,

§6.
Unverändert.

8 7.
Das Wittwengeld bestehtin vierzig vom

Hundert derjenigenPension, zu welcher der Ver¬
storbenegesetzlichberechtigtist oder berechtigtge¬
wesen sein würde, wenn er am Todestag in den
Ruhestand versetzt worden wäre. Das Wittwen¬
geld soll jedoch vorbehaltlichder im 8 9 angeord¬
neten Beschränkung mindestens216 Mark betragen
und 2500 Mark nicht überschreiten.

8 8.
Unverändert.

8 9.
Unverändert.
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Begründung.

Su § 7. Die Erhöhung des Witwengeldes ist nach Maßgabe des Gesetzes vom 1. Juni 189? wegen
Abänderungder N 8 und 12 des Gesetzes, betreffenddie Fürsorge für die Wittwen- und Waisen
der unmittelbaren Staatsbeamten, vom 20. Mai 1882 erfolgt. Der Höchstbctmgvon 2500 Mark
entsprichtdem Wittwengeldcder Wittwen der Staatsbeamten der dritten Nangklasse,deren Gehalt
demjenigen zu entsprechenpflegt, welches den Kommuncilbcamtcn,deren Wittwen 2500 Mark
Witwengeld beziehenfollen, gezahlt wird (9000—9500 Mary.
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Bisherige Besti mmung en.

übersteigen,zu welcher der Verstorbeneberechtigt
gewesenist oder berechtigt gewesen sein würde,
wenn er am Todestag in den Ruhestand versetzt
worden wäre.

Bei Anwendung dieser Beschränkung wird
das Wittwen- und Waisengeld verhältnißmäßig
gekürzt.

8 10.
Im Fall des 8 9 Absatz 2 erhöht sich bei

dem Ausscheiden eines Wittwen- oder Waisen-
geld-Berechtigtendas Wittwen« oder Waisengeld
der verbleibenden Berechtigtenvon dem nächst¬
folgendenMonat an insoweit, bis sie sich im vollen
Genusseder ihnen nach 88 ? bis 9 gebührenden
Beträge befinden.

8 11.
War die Wittwe mehr als 15 Jahre jünger

wie der Verstorbene, so wird das nach Maßgabe
der 88 ? bis 9 berechnete Witwengeld für jedes
Jahr des Altersunterschiedesüber 15 bis einschließ¬
lich 25 Jahre um '/«« gekürzt;jedes angefangene
Jahr wird für voll gerechnet.

Diese Kürzung des Wittwengeldesbleibt auf
den nach 8 8 zu berechnenden Betrag des Waisen¬
geldes ohne Ginstuß.

8 12.
Keinen Anspruch auf Wittwengeld hat die

Wittwe, wenn die Ehe mit dem verstorbenen
Beamten innerhalb 3 Monate vor seinem Ab¬
leben oder wenn die Ehe nach seiner Versetzung
in den Ruhestand geschlossenworden ist.

In dem einen wie dem anderen Falle fällt
auch der Anspruch auf Waisengeld für die aus
einer solchen Ehe stammenden Kinder fort. Der
Provinzialausschußist ermächtigt, im ersten Falle
des Absatzes 1 Wittwen- und Waisengeldzu be-

Neue Bestimmungen.

8 10.
Unverändert.

8 11-
War die Wittwe mehr als 15 Jahre jünger

wie der Verstorbene, so wird das nach Maßgabe
der 88 ? bis 9 berechnete Wittwengeldfür jedes
Jahr des Altersunterschiedesüber 15 bis einschließ¬
lich 25 Jahre um '/«„ gekürzt;jedes angefangene
Jahr wird für voll gerechnet.

Diese Kürzung des Wittwengeldcs bleibt auf
den nach 8 8 zu berechnendenBetrag des Waisen¬
geldes ohne Einfluß.

Nach fünfjähriger Dauer der Ehe wird
für jedes angefangene Jahr ihrer weiteren
Dauer dem gekürzten Betrage '/»« bes «ach
Maßgabe der 88 ? und 9 zu berechnenden
Wittwengeldcs solange hinzugesetzt, bis
der volle Betrag wieder erreicht ist.

8 12.
Unverändert.
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Begründung.

H« § 11. Der Zusatz entspricht den Bestimmungenim ArtikelII des schon bezogenenGesetzes vom
1. Juni 1897.

>>!>
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Bisherige Bestimmungen.

willigen. Keinen Anspruchauf Wittwengeldhat
die Wittwe, wenn auf Antrag des Mannes
entweder die Ehe gerichtlichgeschieden oder die
Trennung von Tisch und Bett ausgesprochen war,
oder endlich die Ehe auf Grund wechselseitiger
Einwilligunggeschiedenwar. Im Falle der Wieder«
verheirathung des geschiedenenMannes hat die
zweite Frau keinen Anspruch auf Wittwengeld.

8 13.
Der Provinzilllausschußist berechtigt,in den

Fällen, wo ein der Versorgungsanstaltangehören¬
der Beamter vor Ablauf der seine Pensionsberech¬
tigung bedingendenZeit gestorben ist, Wittwen-
und Waisengelderzu bewilligen, welche aber in
keinem Falle "/» derjenigen Beiträge übersteigen
dürfen, welche den Hinterbliebenenbei der Er¬
langung der PensionsberechtigungSeitens des
Verstorbenenzugestandenhaben würden.

8 14.
Die Zahlung des Wittwen- und Waisengeldes

beginnt mit Ablauf des Gnadenquartals oder
Gnadenmonllts, Besteht kein Anspruch auf
Gewährung dieser Bezüge, so beginnt die
Zahlung mit dem Ablauf desjenigenTages,
bis zu welchemdem Verstorbenen ein Dienst¬
einkommenoder eine Pension zu gewähren war.

8 15,
Das Wittwen-und Waiscngeldwird monatlich

im Voraus an denjenigenKommunaluerband,wel¬
chem der verstorbene Beamte angehörthat, gezahlt.

Nicht abgehobeneTeilbeträge der Wittwen-
und Waisengelderverjähren binnen 5 Jahren von
dem auf den Tag der Fälligkeit folgenden
31. Dezember an gerechnet zum Vortheil der
Versorgungsanstalt.

8 16.
Wenn das Wittwen- oder Waiscngeld ver¬

pfändet, abgetreten oder sonst übertragen wird,
so erlischt mit demselbenAugenblick die Verpflich¬
tung der Versorgungsanstaltzur Zahlung der be¬
treffendenRaten desselben.

Neue Bestimmungen.

8 13.
Unverändert.

8 14.
Die Zahlung des Wittwen- und Waisengeldes

beginnt mit Ablauf desjenigen Tages, bis zu wel¬
chem dem Verstorbenenoder seinen Hinter¬
bliebenen ein Diensteinkommen oder eine Pension
zu gewährenwar oder aus Billigkeitsrück-
sichten gewährt wird.

8 15.
Das Wittwen» und Waisengeldwird monatlich

im Voraus an denjenigenKommunalverband,wel¬
chem der verstorbeneBeamte angehört hat, gezahlt.

Nicht abgehobeneTheilbeträge der Wittwen«
und Waisengelderverjähren binnen 4 Jahren von
dem auf den Tag der Fälligkeit folgenden
31. Dezember an gerechnet zum Vortheil der
Versorgungsanstalt.

8 16.
Unverändert.

Anlagen zu den Sitzungsprotokollen. Nr. 29.

Begründung.

435

6" 8 14. Eine bestimmtereAusdrucksweise ist auch hier erwünscht.

« § 15. Die Verjährungsfrist entsprichtden Bestimmungendes bürgerlichenGesetzbuchs.

55»
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Bisherige Bestimmungen.

8 17,
Das Recht auf den Bezug des Wittwen- und

Waifmgcldcs erlischt:
ll) für jeden Berechtigtenmit dem Ablauf des

Monats, in welchemer sich verheirathet
oder stirbt;

d) für jede Waise außerdemmit dem Ablauf
des Mouats, in welchemsie das 18, Lebens¬
jahr erreicht.

8 18.
Das Recht auf den Bezug des Wittwen-

und Waisengeldesruht:
»,) wenn und solange der Berechtigte im

Reichs-, Staats-, Provinzial- oder Kom¬
munaldienst ein Diensteinkommenoder
eine Pension bezieht, insoweit als diese
den doppeltenBetrag des Wittwen- oder
Waisengeldesübersteigen;

d) wenn der Berechtigtedas deutsche Indigenat
verliert bis zur etwaigenWiedererlangung
desselben.

8 19.
Den Betrag der zu zahlendenWittwen- und

Waisengelder haben die betreffendenKommunal-
verbände,unter Verantwortlichkeitfür die Richtig¬
keit ihrer Angaben,dein Landesdirektoranzuzeigen
und auf Verlangen zu begründen. Die Be¬
stimmungdarüber, ob und welches Wittwen- und
Waisengeldzu zahlen ist, erfolgtdurch den Landes¬
direktor. Gegendie Festsetzungdes Landesdirektors
könnensowohl der betreffendeKommunalverband
wie die Hinterbliebenendes verstorbenenBeamten
innerhalb 4 Wochen die Entscheidungdes Pro-
vinzialausschussesanrufen. Bis zu dieser Ent¬
scheidung werden nur die von dem Lcmdesdirettor
festgesetztenBeträge gezahlt.

Die Veschreitungdes Rechtswegessteht den
Netheiligteuoffen, doch muh die Entscheidungdes
Provinzialausschussesder Klage vorhergehen.

Die Kommunalvcrbändesind bei eigenerVer¬
antwortung verpflichtet, dem Landesdirektorvon
dem Eintritt derjenigen Thatsachen, welche nach

Neue Bestimmungen.

8 1?.
Das Recht auf den Bezug des Wittwen- und

Waifcngcldeserlifcht:
ll) für jeden Berechtigtenmit dem Ablauf des

Monats, in welchem er sich verheirathet
oder stirbt;

K) für jede Waise außerdemmit dem Ablauf
des Monats, in welchem sie das 18. Lebens¬
jahr vollendet.

8 18.
Unverändert.

43?

8 19.
Den Betrag der zu zahlendenWittwen- und

Waisengelderhaben die betreffendenKommunal-
verbände, uuter Verantwortlichkeitfür die Richtig'
keit ihrer Angaben, dem Landeshauptmannanzu¬
zeigenund zu begründen. Die Bestimmungda¬
rüber, ob und welchesWittwen- und Waisen-
geld zu zahlen ist, erfolgtdurch den Landeshaupt¬
mann. Gegen die Festsetzungdes Landeshauptmanns
können sowohl der betreffendeKommunalverband
wie die Hinterbliebenendes verstorbenenBeamten
innerhalb 4 Wochen die Entscheidungdes Pro¬
vinzialausschussesanrufen. Bis zu dieser Ent¬
scheidung werden nur die von dem Landeshaupt¬
mann festgesetztenBeträge gezahlt.

Die Veschreitungdes Rechtswegessteht den
Beteiligten offen, doch muh die Entscheidungdes
Provinzialausschussesder Klage vorhergehen.

Die Kommunalverbändesind bei eigener Ver¬
antwortungverpflichtet, dem Landeshauptmannvon
dem Eintritt derjenigen Thatsachen, welche nach

Beg ründung.

Zu 8 1?. Die Waisengeldzahlunghört mit Ablauf des Monats auf, in welchemdas 18, Lebensjahr
vollendetwird, deshalb muß hier zur Vermeidungvon Irrthümern anstatt „erreicht" „vollendet"
gesetzt werden.

Zu 8 19. Der Zusatz „auf Verlangen" ist gestrichen,weil eine Begründung nothwendigist uud
ncchmslos verlangt werden muß.

aus
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Bisherige Bestimmungen,

§8 16 bis 18 das Erlöschenoder Ruhen des
Anspruchsaufs Weiterzahlungdes Wittwen- und
Waisengeldeszur Folge haben, rechtzeitig vor dem
nächstenZahlungstermin Anzeigezu machen.

IV. Reservefondsund Einlaufsgeld.

8 20.
Der nach Zahlung des Wittwen- und Waisen-

geldesund der etwaigenVerwaltungslosten(tz 22,
Absatz 2) übrig bleibendeTheil der Jahresbei¬
träge wird zur Bildung eines Reservefondsver»
wendet und bei der Landesbankrentbar angelegt.

Dem Beschlusse des Provinziallandtags bleibt
es vorbehalten, zu bestimmen,ob, in welchem
Betrage und für welchen Zeitraum die Jahres«
beitrüge der Kommunalverbiindeherabgesetztwerden
können.

Wenn die nach § 3 vorgeschriebenenBeiträge
in einem Rechnungsjahrezur Deckungder statuten¬
mäßigen Ausgaben nicht hinreichen, so ist der
Fehlbetrag aus den Zinsen des Reservefondszu
entnehmen.

Wird hierdurch der Fehlbetrag des Jahres
nicht gedeckt, so sind die der Versorgungsanstalt
beigetretenenKommunalverbändeverpflichtet,nach
Verhältniß der von ihnen zu zahlendenBeiträge,
das Fehlende nachträglichaufzubringen. Die von
den Kommunalverbänden ihren Beamten aufer¬
legten Jahresbeiträge dürfen aus diesemGrunde
nicht erhöht werden.

8 21.
Tritt ein Kommunalverbandder Versorgungs¬

anstalt erst nach Ablauf eines Jahres nach deren
Eröffnung bei, fo hat er ein Einkaufsgeld zu
zahlen, welches sich aus den von ihm seit der
Gründung der Anstalt bis zu seinemEintritt er¬
sparten Jahresbeiträgen zufammenfetzt.

Ebenso ist das Einlaufsgeld zu entrichtenfür
Beamte, welche nach dem Beitritte eines Kommu»
nalverbandes unter Anrechnung rückliegender
Dienstzeitenzur Anstellunggelangen, oder denen
die Pensionsberechtigungmit rückwirkender Kraft

Neue Bestimmungen.

§8 16 bis 18 das Erlöschen oder Ruhen des
Ailspruchs auf Weiterzahlungdes Wittwen- und
Waisengeldeszur Folge haben, rechtzeitig vor dem
nächsten Zahlungstermin Anzeigezu machen.

IV. Reselvefondsund Einlaufsgeld.

8 20.
Unverändert.

Begründung.

8 21.
Unverändert.
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Bis hcrige Bestimmungen.

verliehenworden ist. Das Ginkaufsgeldist nicht
zu entrichten für die vor dem Gröffnungstermine
der Anstalt — dem 1. Januar 1892 — liegenden
Dienstzeiten.

Der Landeshauptmann ist befugt,den Kom-
munalverbändendie ratenweiseZahlung des Ein-
kaufsgeldcs auf Antrag zu gestatten, sofern die
Finanzlage der Antragsteller diesesangezeigter¬
scheinen laßt.

An Stelle des Einkaufsgeldeskann die Zahlung
eines Zuschlages zu den Wittwen- und Waisen-
kasscnbeiträgcnund zwar, wenn der Beitritt bis
zum 1. April 1900 erfolgt, in Höhe von 1,»°/»,
wenn der Beitritt nach dem 1. April 1900 erfolgt,
in Höhe von 2°/« der den Beiträgen zu Grunde
liegenden Diensteinkommen,auf die Dauer von
20 Jahren übernommenweiden.

V. Verwaltung der Anstalt.

8 22.
Die Verwaltung der Versorgungsanstaltwird

durch die Organe des Provinzialverbandcs der
Nheinprovinz nach Maßgabe der Bestimmungen
der Provinzialordnungunentgeltlichgeführt. Der
Landeshauptmann verkehrtmit den betheiligten
Beamten und deren Hinterbliebenendurch Ver¬
mittelung der Kommunalverbände.

Die nöthigen sächlichenAusgaben sind zu
Lasten der Versorgungsanstalt.

8 23.
Die der VersorgungsanstaltbeitrctendenKom¬

munalverbändehaben dem Landesdircktorein voll¬
ständiges Vcrzeichnißihrer Beamten unter Angabe
der Personalien derselbenund ihrer Familien, der
Anstcllungsbcdingungenund der Besoldungsetcits
einzureichen.

8 24.
Die Iahrcsrechnungen der Versorgungsanstalt

sind nach ihrer kalkulatorischen Prüfung den be-

Neue Bestimmungen.

V. Verwaltung der Anstalt.

8 22.
Uuveriindert.

8 23.
Die der VersorgungsanstaltbeitrctendenKom¬

munalverbände haben dem Landeshauptmannein
vollständigesVerzeichnißihrer Beamten unter An¬
gabc der Personalien derselben und ihrer Familien,
der Anstellungsbedingungenund der Besoldungs-
ctats einzureichensowie alljährlich zu einem
bestimmten Termine über die eingetretenen
Veränderungen Mittheilung zu machen.

8 24.
Die Iahresrechnungender Versorgungsanstalt

sind nach ihrer rechnerischenPrüfung denbetheiligM

Anlagen zu den Sitzungsprotokollen. Nr. 29. 441

Begründung.

"U 8 23. Der Zusatz rechtfertigtsich durch die Nothwendigkeitvon den eingetretenenVeränderungen
stets auf dem Laufendengehaltenzu werden.

su U 24 und 25. Die Abänderungensind nur redactioncllerArt.

s,<:
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Bisherige Bestimmungen.

HeiligtenKommunalverbändenwährend4 Wochen,
nach vorherigerBekanntmachungdurch die Amts¬
blätter, im Geschäftslokaldes Landesdireltorszur
Einsichtoffen zu legen, bevor dieselben dem Pro¬
vinzialausschußzur Beschlußfassungüber deren
Entlastung vorgelegtwerden.

Der Provinzialausschuß entscheidetendgültig
über etwaige Einwendungen und Beschwerden,
welche Seitens der betheiligtenKommunalverbände
gegen die Rechnungoder in anderen die Verwal¬
tung der VersorgungsanstllltbetreffendenAnge¬
legenheitenvorgebrachtwerben.

Alljährlich ist der Rechnungsabschlußnebst
einer Uebersichtüber das Vermögen der Anstalt
durch die Amtsblätter der Provinz zu veröffent¬
lichen.

VI. Eröffnung und Schließung der Anstalt.
AusscheideneinzelnerKommunalverbändeaus der

Anstalt.

8 25.
Sobald von den Kreisen, den Stadt-

und Landgemeinden wenigstens 150 Be¬
amte mit einem pensionsfähigen Dienst¬
einkommen von mindestens 200 000 Mark
zur Mitgliedschaft angemeldet sind, erfolgt
auf Beschluß des Provinzialausschusses die
Eröffnung der Versorgungsanstlllt.

8 26.
Der Landeshauptmann ist mit Zustimmung

des Provinzialausschussesbefugt, nach Ablauf von
10 Jahren nach Eröffnungder Verforgungsanstalt
die Schließung derfelbenbei dem Provinzialland«
tag zu beantragen, wenn er mindestensein Jahr,
bevor die Beschlußfassungüber diesen Antrag er¬
folgen soll, denselben durch die Amtsblätter der
Provinz zur öffentlichenKenntniß gebracht hat.
Wirb die Schließung der Anstalt von dem Pro¬
vinziallandtag«beschlossen,so hat dies zur Folge,
daß von demjenigen Termin ab, mit welchem die
Anstalt als geschlossengelten soll, Kommunalver-

Neue Bestimmungen.

Kommunalverbiindenwährend4 Wochen, nach vor¬
heriger Bekanntmachungdurch die Amtsblätter,
in den Geschäftsräumendes Landeshauptmanns
zur Ginsicht offen zu legen, bevor die Rechnungen
dem Provinzialausschußzur Beschlußfassung über
deren Entlastung vorgelegtwerden.

Alljährlich ist der Rechnungsabschlußnebst
einer Uebersichtüber das Vermögen der Anstalt
durch die Amtsblätterder Provinz zu veröffentlichen.

8 25.
Der Provinzialausschuß entscheidetendgültig

über etwaige Einwendungen und Beschwerden,
welcheSeitens der betheiligtenKommunalverbände
gegen die Rechnungoder in andern, die Verwal¬
tung derVersorgungsllnstaltbetreffenden,Angelegen¬
heiten vorgebrachtwerden.

VI. Schließungder Anstalt. Ausscheiden einzelner
Kommunalverbändeaus der Anstalt.

8 25.
Fällt fort.

8 25.
Unverändert wie nebenstehend8 26.

Anlagen zu den Sitzungsprotokollen. Nr. 29. 443

Begründung.

s« § 25. Der bisherige § 25 ist hinfällig, weil die Anstalt am 1. Januar 1892 eröffnetworden ist.

s»?
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Bisherige Bestimmungen.

bände nicht mehr als Mitglieder in dieselbe auf¬
genommenwerden können,und von den der An¬
stalt angehörendenKommunalverbändendie An¬
meldung von Beamten nicht mehr angenommen
wird. Dagegen wird für diejenigenKommunal-
uerbände,welche der Anstalt vor ihrer Schließung
beigetreten sind, rücksichtlich ihrer vor diesem Termine
angemeldetenBeamten die Anstalt nach den Be¬
stimmungen dieses Statuts fortgeführt, bis alle
von derselben eingegangenenVerpflichtungener¬
füllt sind.

Sobald die Schließungder Versorgungsanstalt
angeordnetist, bedarf es der weiterenVerstärkung
des Reservefonds für den Fall nicht, daß die
Jahresbeiträge der Mitglieder zur Deckungder
statutenmäßigenAusgaben nicht ausreichen. Es
können vielmehrfür diefenFall sowohl die Zinsen
des Neferuefondswie der Kavitalbestanddesselben
zur Deckung der laufenden Ausgaben mit ver¬
wendet werden. Wenn nach Abwicklungaller
Verpflichtungen der Anstalt von den Beständen
des Reservefondsnoch ein Nest verbliebenist, so
hat der Provinziallandtag über denselben zu
Gunsten einer oder mehrerer innerhalb der Pro¬
vinz bestehendenmilden Stiftungen zu verfügen.

8 27.
Die der Anstalt beigetretenenKommunalver-

bände sind berechtigt,nach Ablaufvon 10 Jahren
nach ihrem Beitritt mit dem Ende eines Rech¬
nungsjahres nach 6 Monaten vorher eingelegter
Kündigung von der Anstalt mit der Wirtuug
zurückzutreten,daß sie hinsichtlichder nach Ablauf
diefes Termins angestelltenBeamten an der An¬
stalt nicht mehr betheiligt sind. Soll sich der
Rücktritt des Kommunalverbandesauch auf die
feither angestelltenBeamten erstrecken, so ist dies
nur dann zulässig,wenn der Verband den Nach¬
weis führt, daß er sich mit seinen Beamten hin¬
sichtlich aller Ansprüche derselben vollständig
abgefunden hat. Ansprüche auf Rückzahlung
gezahlter Beiträge hat ein solcher Kommunalver-
band nicht. Mit gleicher Wirkung kann der

Neue Bestimmungen. Begründung.

8 26.
Unverändert wie nebenstehendH 27.
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Bisheri ge Bestimmungen.

Landeshauptmann mit Zustimmung des Pro-
vinzilllausschusseseinem Kommunalverband die
Betheiligung an der Anstalt für seine ferner
anzustellendenBeamten 6 Monate vor Ablauf
eines Rechnungsjahres aufkündigen,vorbehaltlich
des dem betreffendenKommunalverbandzustehen«
den Rechts, binnen 4 Wochennach Behiinbigung
der Kündigung die Berufung an den Provinzial-
landtllg einzulegen.

Die Berufung hat aufschiebende Wirkung.
Die Entscheidungdes Provinziallandtag« ist

endgültig.

Neue Bestimmungen.

Anlagen zu den Sitzungsprotokollen. Nr. 29. 447

Begründung.
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